
- 1 - 

Newsletter Steuerbüro Noll Dezember 2007 

 

Bürstadt                                           Stockstadt

Steuerlabyrinth?

Nicht den verlieren, 
wir helfen Ihnen gerne!!

  Faden
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 Steuerabzug bei Bauleistungen: Folgebescheinigung 
beantragen 

 Überprüfung der Miethöhe zum 01.01.2008 bei verbilligter 
Vermietung 

 Kein Vorsteuerabzug aus Rechnungen ohne Angabe des 
Lieferdatums 

 Automatisierter Abruf so genannter Kontostammdaten mit 
dem Grundsatz vereinbar 

 Überlassung eine Jahresnetzkarte führt zu sofortigem 
Zufluss von Arbeitslohn 

 
 

Termine Dezember 2007 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung1 Scheck2

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3

10.12.2007 13.12.2007 7.12.2007 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 
darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 
erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2007 13.12.2007 7.12.2007 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2007 13.12.2007 7.12.2007 

Umsatzsteuer4 10.12.2007 13.12.2007 7.12.2007 
Sozialversicherung5 27.12.2007 entfällt entfällt 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Ab 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Die 
Krankenkassen möchten die Beitragsnachweise monatlich bereits eine Woche vor dem Fälligkeitstermin elektronisch 
übermittelt haben. Dies sollte mit den Krankenkassen abgestimmt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Termine Januar 2008 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung1 Scheck2

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3

10.1.2008 14.1.2008 7.1.2008 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 
darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 
erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.1.2008 14.1.2008 7.1.2008 
Sozialversicherung5 29.1.2008 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Ab 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Die 
Krankenkassen möchten die Beitragsnachweise monatlich bereits eine Woche vor dem Fälligkeitstermin elektronisch 
übermittelt haben. Dies sollte mit den Krankenkassen abgestimmt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 

Umsatzsteuerfreiheit innergemeinschaftliche Lieferungen 
 
Voraussetzung der Umsatzsteuerfreiheit innergemeinschaftlicher Lieferungen ist neben dem Buch- der 
sog. Belegnachweis. 
Zur Vermeidung möglicher Nacherhebung von Umsatzsteuer im Rahmen von Betriebsprüfungen sollte 
auf die Vollständigkeit folgender Unterlagen geachtet werden, um einen ordnungsgemäßen 
Belegnachweis sicherzustellen: 
-Kopie der Rechnung. In der Rechnung ist u.a. auf die Steuerfreiheit der Lieferung hinzuweisen 
-ein handelsüblicher Beleg, aus dem sich der Bestimmungsort ergibt (Lieferschein) 
-ein Beleg über die Beförderung oder Versendung der Ware in das übrige Gemeinschaftsgebiet durch 
eine Empfangsbestätigung des Abnehmers über den Erhalt der Ware. 
Bei Abholung durch den Abnehmer ist ferner die Versicherung des Abnehmers erforderlich, die Ware in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet zu verbringen.  
Wird ein Dritter mit der Abholung der Ware beauftragt, ist eine Vollmacht des Käufers vorzulegen, aus 
der die Beauftragung hervorgeht. 
In Versendungsfällen sind handelsübliche Belege wie Spediteurbescheinigungen oder CMR-Frachtbriefe 
mit Empfängerbestätigung vorzulegen.  
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Zeitwertkonten – So wird für Sie die Rente mit 67  
vom Problem zur Lösung 

 
Nachdem die Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre beschlossene Sache ist, stellt sich gerade 
für Unternehmen des Handwerks und produzierenden Gewerbes die Problematik, dass körperlich 
belastende Arbeiten für viele Arbeitnehmer bis zum 67. Lebensjahr kaum mehr zumutbar sind. Ein 
rapider Anstieg krankheitsbedingter Ausfallzeiten und damit verbundene Kostensteigerungen für die 
Unternehmen sind eine logische Konsequenz.  
 
Wie kann man dieser Entwicklung als Unternehmen entgegenwirken? 
 
Als Lösung kommen immer mehr Zeitwertkonten-Modelle zur Anwendung. In Großunternehmen längst 
bekannt und praktiziert, wird die Ansparung von Wertguthaben oft für eine Vorruhestandslösung ohne 
Lohnverzicht oder Rentenkürzungen genutzt. Die Volkswagen AG gilt mit der Einführung des Zeit-
Wertpapiers als Vorreiter dieses flexiblen Versorgungsinstrumentes.  
Nicht nur in Großunternehmen mittlerweile etabliert, interessieren sich auch immer mehr klein- und 
mittelständische Unternehmen für das Modell: Zeitwertkonten. 
 
Was sind eigentlich Zeitwertkonten? 
 
Bei Zeitwertkonten handelt es sich um aufgeschobene Vergütungsansprüche, die durch den 
Arbeitnehmer während seines Arbeitslebens durch die Ansparung von Zeit oder Geld aufgebaut werden. 
Steuern und Sozialabgaben fallen erst bei einer Auszahlung an.  
 
Zeitwertkonten und ihre Flexibilität  
 
Zeitwertkonten bestechen durch die unterschiedlichsten Ansparmöglichkeiten (Bild 1), aber auch durch 
ihre vielseitigen Verwendungsoptionen. Primär für flexible Freistellungsphasen gedacht, tritt die 
Verwendung für den Vorruhestand heute in den Focus.   
 
Vorteile für den Arbeitgeber 
 

• optimales Personal- und Motivationsinstrument für Teile der Belegschaft, für alle Arbeitnehmer 
inkl. Führungskräften 

• keine Garantieleistungen (wie in der bAV) 
• Flexibilität bei Auswahl der Anlagestrategien 
• geringer Aufwand durch Outsourcing der Verwaltung 
• Keine Rentenverpflichtung 
• Vermeidung extrem teurer Abfindungsbeträge bei rentennahen Freistellungen 
• Keine Haftung durch Langlebigkeitsrisiko 
• Liquiditätssteigerung aus Steuervorteilen möglich 
• Bilanzneutralität herstellbar, Saldierung möglich 

 
Vorteile für den Arbeitnehmer 
 

• steuer- und sozialversicherungsfreies Bruttosparen (auch über 2008 hinaus) 
• flexible Verwendung der Wertguthaben, große Entscheidungsfreiheit,  
• AG – Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag steht dem Arbeitnehmer zu – Verbesserung 

des Wirkungsgrades 
• volle und freie Vererbbarkeit der Wertguthaben (bei bAV nicht mehr möglich) 
• Mitnahmemöglichkeit bei Arbeitgeberwechsel  
• Übertragung in betriebliche Altersversorgung inkl. SV-Beiträge 
• keine Belastungen bei Unternehmensverkauf 
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Bild 1 - Ansparmöglichkeiten 

 
 
Führung und Verwaltung 
 
Die Führung und Verwaltung der Zeitwertkonten kann durch eine spezialisierte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die zusammen mit der DATEV ein eigenständiges 
Verwaltungsprogramm entwickelt hat, übernommen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rechtliches: 
Zeitwertkonten sind KEINE betriebliche Altersversorgung.  
SV-Recht: 
Geregelt in den §§ 7 Abs. 1a, 7d (Neuregelung zur Insolvenzsicherung in Vorbereitung), 23, 23b, 28a ff, SGB IV, ergänzt durch Rundschreiben der SV-Träger vom 
26.06.2002, 29.08.2003, 25.08.2004, § 8 BVV (Beitragsverfahrensverordnung)  
Steuerrecht: 
§§ 6, 11, 34 EStG,  H104a LStR, BMF-Schreiben vom 17.11.2004 (Neufassung in Vorbereitung), Erlass FinMin NRW vom 19.01.2005 
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Handlungsbedarf zum Jahresende 2007 
 
 
Anschaffung von Anlagevermögen vorziehen 
Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens kann nur noch 
beansprucht werden, wenn das Anlagegut bis 31.12.2007 angeschafft wird. Für nach dem 31.12.2007 
angeschaffte  Anlagegüter ist die degressive Afa ausgeschlossen 
 
Anschaffung geringwertiger Wirtschaftsgüter vorziehen 
Bis zum Jahresende angeschaffte  sog. geringwertige Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ( 
Anschaffungskosten bis  410€ netto) können  sofort abgeschrieben werden. Ab 2008 ist eine 
Sofortabschreibung nur noch bei Anschaffungskosten bis 150€ möglich 
 
Entnahmen tätigen 
Erstmals für 2008 ist eine neuer § 34a EStG eingeführt worden. Dieser ermöglicht es bilanzierenden 
Personenunternehmen auf Antrag, nicht entnommene Gewinne zu einem Steuersatz von 28,25% zzgl. 
Solidaritätszuschlag zu versteuern.   
Übersteigen im Folgejahr die Entnahmen die Summe aus Gewinn und Einlagen ( sog. Überentnahme), 
erfolgt eine Nachversteuerung mit (weiteren) 25%. Bei der Ermittlung der Überentnahme bleiben 
Altrücklagen ( nicht entnommene Gewinne der Vorjahre) unberücksichtigt. Es bietet sich an, noch in 
2007 in größerem Umfang Entnahmen zu tätigen, um mit diesen den Lebensunterhalt der kommenden 
Jahre zu bestreiten. Auf diese Weise können größere Entnahmen ab 2008 und entsprechende  
Überentnahmen  ggf.  vermieden werden.  
 
Zur Bilanzierung wechseln 
Da die o.g Thesaurierungsbesteuerung von 28,25% bilanzierenden Steuerpflichtigen vorbehalten ist, ist 
für sog. Einnahme-Überschussrechner zu erwägen, ggf. freiwillig zur Bilanzierung zu wechseln, um in 
den Genuss der Thesaurierungsbesteuerung zu kommen. 
 
Ausschüttungen planen 
Bei Gewinnausschüttungen von Kapitalgesellschaften führt die ab 2009 eingeführte Abgeltungssteuer zu 
eine höheren Gesamtbelastung ( Besteuerung auf  Ebene der Kapitalgesellschaft und auf  Ebene des 
Gesellschafters) als beim gegenwärtigen Halbeinkünfteverfahren. Zu überlegen ist daher, 
Gewinnausschüttungen ( ggf. Vorabausschüttungen)  in 2007 und 2008 durchzuführen  
 

Abzug von Zinsen für ein Darlehen zur Anschaffung einer 
wesentlichen Beteiligung als nachträgliche Werbungskosten bei 

den Einkünften aus Kapitalvermögen 
Zinsen, die der Gesellschafter einer GmbH für ein zur Anschaffung der Beteiligung aufgenommenes 
Darlehen zahlt, können nach der Veräußerung dieser Anteile nicht als nachträgliche Werbungskosten 
bei den Einkünften aus Kapitalvermögen abgezogen werden. Dies gilt zumindest dann, wenn der Erlös 
aus der Beteiligung nicht zur vollständigen Tilgung des Darlehens, sondern anderweitig verwendet 
worden ist. 
Damit bestätigt der Bundesfinanzhof1 seine ständige Rechtsprechung, wonach nachträgliche 
Werbungskosten bei den Überschusseinkünften nur in Ausnahmefällen berücksichtigt werden können. 
Das Gericht weist in seiner Entscheidung ergänzend darauf hin, dass dies nach der Gesetzeslage bis 
einschließlich 1998 so zu beurteilen ist. Ob mit Absenkung der Wesentlichkeitsgrenze auf zunächst 
10 % und später auf 1 % andere Kriterien eine Rolle spielen, blieb ausdrücklich offen. 

                                                 
1 BFH, Urt. v. 27.3.2007, VIII R 28/04, BFH/NV 2007, S. 1745, DB 2007, S. 1845, LEXinform 0585608. 
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Einkünfteerzielungsabsicht bei der  

Vermietung von Ferienwohnungen 
Eine Vermietungstätigkeit wird nur dann der Einkunftsart Vermietung und Verpachtung zugerechnet, 
wenn der Vermieter die Absicht hat, auf die Dauer der Vermögensnutzung einen Totalüberschuss der 
Einnahmen über die Werbungskosten zu erzielen. 
Bei einer auf Dauer angelegten Vermietung wird diese Einkünfteerzielungsabsicht ohne weitere Prüfung 
vermutet. Eine Überprüfung im Wege einer Überschussprognose (über einen Zeitraum von 30 Jahren) 
ist bei Ferienwohnungen erforderlich. Bei Ferienwohnungen, die ausschließlich zur Vermietung 
angeboten und weder selbst genutzt noch zur Selbstnutzung vorgehalten werden, ist die 
Einkünfteerzielungsabsicht ebenfalls zu vermuten. Bei einer ausschließlich an wechselnde Feriengäste 
vermieteten und in der übrigen Zeit hierfür bereitgehaltenen Ferienwohnung ist die 
Einkünfteerzielungsabsicht allerdings anhand der Prognose zu überprüfen, wenn das Vermieten die 
ortsübliche Vermietungszeit von Ferienwohnungen erheblich unterschreitet. Hiervon ist bei einem 
Unterschreiten von mindestens 25 % auszugehen. Vermietungshindernisse (z. B. 
Instandsetzungsarbeiten) sind in die Prognoseberechnung nicht einzubeziehen. 
Diese Grundsätze bestätigte das Finanzgericht Münster.2

Das Finanzgericht stellt in diesem Urteil auch klar, dass bei einer Vermietung von mehreren 
gleichwertigen in unmittelbarer Nähe belegenen Wohnungen zur Ermittlung der Anzahl der ortsüblichen 
Vermietungstage die konkreten Objektdaten der vergleichbaren Wohnungen heranzuziehen sind und 
nicht die statistischen Daten der Behörden. 
Der Bundesfinanzhof muss nun die endgültige Entscheidung treffen. 
 

Pflegeaufwendungen bei Heimunterbringung als 
außergewöhnliche Belastung 

Bei Unterbringung in einem Wohn- und Pflegeheim können die gesondert in Rechnung gestellten 
Pflegeaufwendungen als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden. Die Höhe entspricht 
dem Satz, den das Heim mit dem Sozialhilfeträger für pflegebedürftige Personen der so genannten 
Pflegestufe 0 abrechnen kann. 
Damit hat der Bundesfinanzhof3 klargestellt, dass bei heimuntergebrachten Personen auch Kosten 
berücksichtigt werden können, wenn keine besondere Pflegestufe festgestellt worden ist. Bisher hatte 
die Finanzverwaltung die Auffassung vertreten, dass in solchen Fällen nur dann Aufwendungen geltend 
gemacht werden können, wenn die Unterbringung in einem Heim durch eine Krankheit veranlasst ist. 
 
 

Vorläufiger Rechtsschutz bei Lohnsteuerermäßigung für 
„Pendlerpauschale“ 

Seit dem 1.1.2007 können Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte („Pendlerpauschale“) nur noch 
ab dem 21. Entfernungskilometer „wie Werbungskosten“ angesetzt werden. Der Bundesfinanzhof4 hat 
ernstliche Zweifel an dieser Regelung und hat die Eintragung von Werbungskosten für diese Fahrten auf 
der Lohnsteuerkarte bereits ab dem 1. Entfernungskilometer zugelassen. 
Bundesfinanzministerium5 und Bundesregierung6 haben bereits reagiert und lassen die Eintragung eines 
Freibetrags für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte in vollem Umfang zu. 

                                                 
2 FG Münster, Urt. v. 9.11.2006, 14 K 3244/05, (Revision eingelegt, Az. BFH: IX R 12/07), EFG 2007, S. 1163, 

LEXinform 5004555. 
3 BFH, Urt. v. 10.5.2007, III R 39/05, DStR 2007, S. 1395, DB 2007, S. 1793, BFH/NV 2007, S. 1768, LEXinform 0586653. 
4 BFH, Beschl. v. 23.8.2007, VI B 42/07, DStR 2007, S. 1618, DB 2007, S. 2011, LEXinform 5005235. 
5 BMF, Pressemitteilung v. 12.9.2007, LEXinform 0173592. 
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Betroffene Steuerzahler müssen bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts Folgendes 
beachten: 
• Die Beantragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte 2007 ist noch bis 30.11.2007 möglich. 
• Ein Antrag auf Lohnsteuerermäßigung ist aber nur dann sinnvoll, wenn die Werbungskosten 

insgesamt den Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 920 € überschreiten. 
• In der Einkommensteuererklärung 2007 sollte die Entfernungspauschale ab dem 1. Kilometer geltend 

gemacht werden. 
• Das Finanzamt wird dies im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung nicht anerkennen. 
• Gegen den Einkommensteuerbescheid muss Einspruch eingelegt werden, falls diese Position nicht 

mit einem Vorläufigkeitsvermerk versehen wird. 
Hinweis: Ist auf Grund des Einkommensteuerbescheids 2007 eine Nachzahlung zu leisten, weil wegen 
eines Lohnsteuerermäßigungsantrags für 2007 eine zu geringe Steuer einbehalten worden ist, sollte die 
Nachzahlung geleistet werden, weil nicht vorhergesehen werden kann, wie das 
Bundesverfassungsgericht entscheidet. Entscheidet das Gericht positiv, muss das Finanzamt die Steuer 
erstatten und je nach Zeitablauf Erstattungszinsen von 0,5 % pro Monat zahlen. Wird Aussetzung der 
Vollziehung beantragt und die Nachzahlung nicht geleistet, müssen bei einer negativen Entscheidung 
ggf. zusätzlich Zinsen in Höhe von 0,5 % pro Monat geleistet werden. 
 

Umsatzsteuersatz für Beförderungsleistungen eines 
Taxiunternehmers für Hin- und Rückfahrt 

Das Entgelt für Taxifahrten unterliegt dem ermäßigten Umsatzsteuersatz, wenn die Beförderung 
innerhalb der Gemeinde erfolgt oder die Beförderungsstrecke nicht mehr als 50 km beträgt. 
Der Bundesfinanzhof7 hat entschieden, dass Hin- und Rückfahrt, z. B. bei Krankenfahrten, in der Regel 
nicht zusammengerechnet werden. Die Beförderungsstrecken werden nur dann zusammengerechnet, 
wenn das Taxi während der Behandlung wartet. Die Leerfahrt gehört nicht zur Beförderungsstrecke, 
auch wenn der Taxiunternehmer hierfür eine Kilometerpauschale erhält. Diese ist vielmehr Bestandteil 
des Beförderungsentgelts für die Hin- bzw. Rückfahrt. 
 

Folgende Unterlagen können im Jahr 2008 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2007 vernichtet 
werden: 
• Aufzeichnungen aus 1997 und früher. 
• Inventare, die bis zum 31.12.1997 aufgestellt worden sind. 
• Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 1997 oder früher erfolgt ist. 
• Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 1997 oder früher aufgestellt worden 

sind. 
• Buchungsbelege aus dem Jahr 1997 oder früher (Belege müssen seit 1998 auch zehn Jahre 

aufbewahrt werden).8 
• Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder 

Geschäftsbriefe, die 2001 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
• sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahr 2001 oder früher. 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
• für eine begonnene Außenprüfung, 

                                                                                                                                                                            
6 Bundesregierung, Pressemitteilung v. 13.9.2007, LEXinform 0173595. 
7 BFH, Urt. v. 31.5.2007, V R 18/05, DStR 2007, S. 1530, LEXinform 0586463. 
8 § 147 Abs. 3 AO, geändert durch das Steueränderungsgesetz 1998 v. 19.12.1998, BGBl 1998 I, S. 3816, BStBl 1999 I, 

S. 117, LEXinform 0115293. 
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• für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
• für ein schwebendes oder auf Grund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren 

oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
• bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für 10 Jahre vorgehalten werden 
müssen. 
 

Anforderungen an den Nachweis der Gewinnerzielungsabsicht bei 
verlustbringenden Ferienwohnungen 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs9 hat die Prüfung der Anerkennung von Verlusten aus 
verlustbringenden von ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermieteten Ferienwohnungen nach 
unterschiedlichen Gesichtspunkten zu erfolgen: 
• Ohne weitere Prüfung kann von einer Überschusserzielungsabsicht ausgegangen werden, wenn mit 

der Wohnung Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt werden. Verluste sind ohne weitere 
Prüfung anzuerkennen. 

• Bei einer gewerblichen Vermietung von Ferienwohnungen ist bei auftretenden Verlusten stets die 
Gewinnerzielungsabsicht zu prüfen. 
• Als Gewerbebetrieb in diesem Sinne ist bereits die Vermietung einer einzelnen Ferienwohnung 

anzusehen, die in einem Feriengebiet zusammen mit einer Vielzahl gleichartig genutzter 
Wohnungen in einer einheitlichen Wohnanlage liegt. Üblicherweise ist die Werbung für die 
kurzfristige Vermietung an laufend wechselnde Mieter und die Verwaltung einer 
Feriendienstorganisation übertragen worden. 

• In so gelegenen Fällen ist eine Gewinnerzielungsabsicht zu unterstellen, wenn das Bestreben zur 
Erzielung eines Totalgewinns erkennbar ist. Dabei ist zu beachten, dass eine objektiv negative 
Gewinnprognose noch nicht den Schluss zulässt, dass auch subjektiv kein Totalgewinn erzielt 
werden soll. So kann sich zu Beginn der Vermietungstätigkeit eine objektiv negative 
Gewinnerzielungsabsicht dadurch ergeben, dass Sonderabschreibungen in Anspruch genommen 
werden. Dieser Umstand allein kann aber nicht dazu führen, den erzielten negativen Einkünften 
die Anerkennung zu versagen. 

• Ist andererseits die Gewinnerzielungsabsicht für ein Jahr zu beurteilen, dem eine mehrjährige 
Verlustperiode vorausgegangen ist, können Reaktionen des Unternehmers auf die früher 
entstandenen Verluste von entscheidender Bedeutung sein. Fehlendes Bemühen zur Feststellung 
der Verlustursachen und ein nicht erkennbarer Wille, dagegen geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, sprechen für im persönlichen Bereich liegende Umstände, so dass Verluste ab diesem 
Zeitpunkt nicht mehr anzuerkennen sind. 

• Gehen die Verluste aber auf deutliche und nicht zu vertretende Einbrüche der 
Vermietungsmöglichkeiten zurück, deutet das zwar auf eine Fehleinschätzung der 
Vermietungschancen hin, eine fehlende Gewinnerzielungsabsicht kann daraus aber nicht 
abgeleitet werden. In diesem Fall sind entstehende Verluste weiter anzuerkennen, wenn die 
verlustbringende Tätigkeit nur deswegen nicht aufgegeben wird, weil das Vermietungsobjekt 
unverkäuflich ist. Dies ist von dem Eigentümer glaubhaft zu machen. 

• Wird aber eine Veräußerung des verlustbringenden Objekts unterlassen, weil allein die steuerliche 
Anerkennung der Verluste zu finanziellen Vorteilen führt, treten persönliche Gründe und Motive in 
den Vordergrund. Die Verluste sind nicht mehr anzuerkennen. Gleiches gilt auch für den Fall, dass 
zur Finanzierung des Vermietungsobjekts eingesetzte Darlehen nicht zurückgezahlt werden, die 
dadurch gewonnene Liquidität zur Finanzierung der privaten Lebensführung verwendet wird, die 
Zinsen, mit denen diese Liquidität bezahlt wird, aber steuerlich als Betriebsausgaben geltend 
gemacht werden. 

• Ist die Anerkennung als Gewerbebetrieb nach mehreren anzuerkennenden Verlustjahren wegen 
eintretender fehlender Gewinnerzielungsabsicht zu versagen, ist zu klären, inwieweit die auf die 
betrieblichen Bankkredite entfallenden Schuldzinsen, auch nach dem Übergang zur Liebhaberei,  

                                                 
9 BFH, Urt. v. 29.3.2007, IV R 6/05, BFH/NV 2007, S. 1492, LEXinform 0586795. 
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noch steuerlich anzuerkennen sind. Zu diesem Zweck ist festzustellen, in welchem Umfang 
vorhandene und ablösbare Verbindlichkeiten mit dem Erlös aus der Veräußerung des gesamten 
Aktivvermögens getilgt werden konnten. 

 
 

Behandlung von Kosten für Arbeitnehmer bei 
Betriebsveranstaltungen 

Kosten für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte 
Betriebsveranstaltungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht mehr als 110 € inklusive Umsatzsteuer betragen. 
Kosten für Aufwendungen von teilnehmenden Angehörigen der Arbeitnehmer sind diesen 
zuzurechnen.10 Außerdem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr durchgeführt 
werden.11 Wird die Freigrenze von 110 € überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu 
versteuern.12

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern.13 Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand.14

Der Bundesfinanzhof15 hat die Auffassung der Finanzverwaltung16 bestätigt, dass es nicht mehr auf die 
Dauer der Veranstaltung ankommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage mit 
Übernachtung hinziehen. 
Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
• Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 €17 inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 

Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen.18 
• Geschenke von mehr als 40 € inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger Arbeitslohn 

und deshalb nicht bei der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten Beträge können 
dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden.19 

• Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit und müssen voll versteuert werden.20 

 

Doppelte Haushaltsführung 
Lebensmittelpunkt eines Ledigen bei zunehmender Dauer der Auswärtstätigkeit 
Eine beruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer außerhalb des 
Ortes, an dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist und auch an diesem 
Beschäftigungsort wohnt. Der Bundesfinanzhof21 hat sich dazu geäußert, unter welchen weiteren 
Voraussetzungen eine solche doppelte Haushaltsführung anzuerkennen ist. 
Bei nicht verheirateten Arbeitnehmern muss bei zunehmender Dauer der Auswärtstätigkeit geprüft 
werden, ob nicht die eigentliche Haushaltsführung und damit auch der Mittelpunkt der Lebensinteressen 
an den Beschäftigungsort verlegt wurde. 
Indizien für eine tatsächliche Verlagerung des Haushalts an den Beschäftigungsort können sein 

                                                 
10 R 72 Abs. 5 LStR 2005. 
11 BFH, Urt. v. 25.5.1992, VI R 85/90, BStBl 1992 II, S. 655, LEXinform 0101914. 
12 BFH, Urt. v. 16.11.2005, VI R 151/00, BStBl 2006 II, S. 442, LEXinform 5001517. 
13 § 40 Abs. 2 EStG. 
14 BFH, Urt. v. 9.3.1990, VI R 48/87, BStBl 1990 II, S. 711, LEXinform 0096127. 
15 BFH, Urt. v. 16.11.2005, VI R 151/99, DB 2006, S. 78, BFH/NV 2006, S. 419, LEXinform 5001518. 
16 R 72 Abs. 3 LStR 2005. 
17 R 73 LStR 2005. 
18 R 72 Abs. 4 Satz 4 LStR 2005. 
19 § 40 Abs. 2 Nr. 2 EStG. 
20 BFH, Urt. v. 7.2.1997, VI R 3/96, BStBl 1997 II, S. 365, LEXinform 0141246. 
21 BFH, Urt. v. 9.8.2007, VI R 10/06, BFH/NV 2007, S. 1996, DStR 2007, S. 1568, BB 2007, S. 1995, LEXinform 0587298. 
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• Aufenthaltsdauer in der einen oder anderen Wohnung, 
• Größe und Ausstattung der beiden Wohnungen, 
• Entfernung zwischen beiden Wohnungen und Anzahl der Heimfahrten, 
• Gewicht der engeren persönlichen Beziehungen zum jeweiligen Wohnort. 
Ergibt eine Überprüfung auf dieser Grundlage, dass der Lebensmittelpunkt an den Beschäftigungsort 
verlagert wurde, sind die Aufwendungen nicht mehr als Werbungskosten (oder als Betriebsausgaben bei 
Selbstständigen) abzugsfähig. 

Führung eines eigenen Haushalts eines allein stehenden Arbeitnehmers oder Eingliederung in einen 
fremden Haushalt 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs22 ist im Rahmen einer Gesamtwürdigung aller Umstände zu klären, 
ob ein Alleinstehender einen eigenen Hausstand unterhält oder aber in einem fremden Haushalt 
eingegliedert ist. Dabei spielt es eine Rolle, ob die Wohnung entgeltlich oder unentgeltlich genutzt wird. 
Ein eigener Hausstand muss „unterhalten“ werden. Unterhalten bedeutet die Führung eines Haushalts. 
Ein gewichtiges Indiz dafür ist die Kostentragung. Wird eine Wohnung unentgeltlich genutzt, muss stets 
sorgfältig geprüft werden, ob es sich um eine eigene oder um die Wohnung des Überlassenden (z. B. 
der Eltern) handelt. Eine abgeschlossene Wohnung innerhalb eines Familienhauses kann auch bei 
unentgeltlicher Nutzung einen eigenen Hausstand darstellen. 

Ermittlung der notwendigen Unterkunftskosten am Beschäftigungsort 
Die Kosten für eine beruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung sind nicht in unbeschränkter Höhe 
abzugsfähig, wie zwei Entscheidungen des Bundesfinanzhofs23 zeigen. 
Grundsätzlich sind die Unterkunftskosten am Beschäftigungsort in der tatsächlich angefallenen Höhe 
abzugsfähig. Sind die Kosten jedoch so hoch, dass es sich nicht mehr um „notwendige 
Mehraufwendungen“ für die Unterkunft handelt, müssen fiktive Mietkosten ermittelt werden. 
Angemessen ist für eine Einzelperson eine Wohnung mit einer Wohnfläche von bis zu 60 m² unter 
Ansatz einer ortsüblichen Miete. Bei dieser typisierenden Betrachtung besteht durchaus die Möglichkeit, 
dass auch die Kosten für eine größere Wohnung mit einem unter der ortsüblichen Miete liegenden 
Mietzins oder aber für eine kleinere Wohnung mit einer höheren Miete angesetzt werden können. 
 

Geschenke an Geschäftsfreunde ab 2007 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 
• Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 € netto ohne Umsatzsteuer pro 

Jahr und pro Empfänger abzugsfähig.24 
• Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 

Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) nicht 
mehr als 35 € betragen. 

• Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers 
vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

• Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke an 
Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Kalenderjahr den Betrag von 
35 € oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese Personen 
insgesamt nicht abzugsfähig. Außerdem unterliegt der nichtabzugsfähige Nettobetrag dann noch der 
Umsatzsteuer. 

                                                 
22 BFH, Urt. v. 14.6.2007, VI R 60/05, BFH/NV 2007, S. 1976, BB 2007, S. 1993, LEXinform 0587002. 
23 BFH, Urt. v. 9.8.2007, VI R 10/06, BFH/NV 2007, S. 1996, DStR 2007, S. 1568, BB 2007, S. 1995, LEXinform 0587298, 

BFH, Urt. v. 9.8.2007, VI R 23/05, BFH/NV 2007, S. 1994, DStR 2007, S. 1570, LEXinform 0586676. 
24 § 4 Abs. 5 EStG. 
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Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto 
„Geschenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden 
und Zugaben“ eingerichtet werden. 
Hinweis: Seit 2007 haben Unternehmer bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und 
Geschenken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen 
Sachzuwendungen eine Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu 
gewährleisten, ist die Pauschalierung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und 
Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin 
aufzuzeichnen, auch um diese Grenze prüfen zu können.25

Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenen muss der Empfänger die Zuwendung nicht 
versteuern.26 Auf Anfrage des Deutschen Steuerberaterverbandes e. V. hat das Bundesministerium der 
Finanzen im Vorgriff auf ein noch herauszugebendes Verwaltungsschreiben Folgendes klargestellt:27

• Die Pauschalierungsmöglichkeit bei Geschenken an Personen, die nicht Arbeitnehmer des 
Unternehmers sind, umfasst auch Geschenke mit einem Wert bis einschließlich 35 €.28 Der 
Unternehmer darf seine Wahl, ob er von der Pauschalierung Gebrauch machen will, nur einheitlich für 
alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen an Geschäftspartner und 
Arbeitnehmer ausüben. 

• Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer, die 35 € pro Wirtschaftsjahr nicht 
übersteigen, dürfen nach dem Einkommensteuergesetz als Betriebsausgabe abgezogen werden. Die 
darauf entfallende Pauschalsteuer ist ebenfalls als Betriebsausgabe zu berücksichtigen. Dies gilt 
auch dann, wenn Geschenk plus 30 %ige Pauschalsteuer den Betrag von 35 € überschreiten. 

Beispiel: Ein Unternehmer schenkt einem Geschäftspartner einen Blumenstrauß im Wert von 30 €. 
Darüber hinaus wählt er die Pauschalierung der Einkommensteuer für den Geschäftspartner in Höhe 
von 30 % (30 % von 30 € = 9 €). Die Aufwendungen für den Blumenstrauß und die pauschalierte Steuer 
von insgesamt 39 € sind als Betriebsausgabe abzugsfähig. Der Empfänger des Geschenks ist von der 
Steuerübernahme zu unterrichten. 
 
 

Inventur zum Ende des Geschäftsjahres 
Für alle Kaufleute, die nach den handelsrechtlichen oder steuerlichen Vorschriften Bücher führen und im 
Laufe des Wirtschaftsjahres keine permanente Inventur vornehmen, ergibt sich zum Ende des 
Wirtschaftsjahres wieder die Notwendigkeit zu Bestandsaufnahmen.29 Die Bestandsaufnahmen sind eine 
Voraussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung des Unternehmens. 
Steuerliche Teilwertabschreibungen können nur noch bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
vorgenommen werden. Diese Voraussetzungen müssen zu jedem Bilanzstichtag neu nachgewiesen 
werden. Das ist bei der Inventurdurchführung zu berücksichtigen. 
Die Bestandsaufnahmen sind grundsätzlich am Bilanzstichtag vorzunehmen. Eine Fotoinventur ist nicht 
zulässig. Auf Grund der oft sehr zeitaufwendigen Inventurarbeiten, insbesondere bei den Roh-, Hilfs-, 
und Betriebsstoffen, den Fabrikaten und Handelswaren, gibt es folgende zeitliche Erleichterungen für die 
Inventurarbeiten: 
• Bei der so genannten zeitnahen Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb von 10 Tagen 

vor oder nach dem Bilanzstichtag stattfinden. Zwischenzeitliche Bestandsveränderungen durch 
Einkäufe oder Verkäufe sind zuverlässig festzuhalten. 

• Bei der zeitlich verlegten Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb der letzten 
drei Monate vor oder der ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag vorgenommen werden. Diese 
Inventur erfordert eine wertmäßige Fortschreibung bzw. eine wertmäßige Rückrechnung der durch 

                                                 
25 § 4 Abs. 7 S. 1 EStG. 
26 § 37b EStG, eingeführt durch das Jahressteuergesetz 2007, BGBl 2006 I, S. 2878, LEXinform 0172700. 
27 BMF, Schr. v. 7.5.2007, IV B 2 - S 1910/07/011, LEXinform 5230723. 
28 Unsicherheit bestand, weil § 37b Abs. 1 Nr. 2 EStG auf § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG verweist. Geschenke bis 35 € sind aber 

vom Betriebsausgabenabzugsverbot ausgenommen. Die Gesetzesbegründung nimmt auf Geschenke i. S. d. Satz 1 des § 4 
Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG Bezug. Damit ist die 35 €-Grenze unerheblich. 

29 Die Inventurvorschriften ergeben sich aus den §§ 240, 241 HGB und den §§ 140, 141 AO. 
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die Inventur ermittelten Bestände zum Bilanzstichtag. Eine nur mengenmäßige Fortschreibung bzw. 
Rückrechnung zum Bilanzstichtag ist nicht ausreichend. Bestände, die durch Schwund, Verderb und 
ähnliche Vorgänge unvorhersehbare Abgänge erleiden können und für besonders wertvolle Güter ist 
nur die Stichtagsinventur zulässig. Zu beachten ist ebenfalls, dass Steuervergünstigungen, die auf die 
Zusammensetzung der Bestände am Bilanzstichtag abstellen, nicht in Anspruch genommen werden 
können. Das trifft z. B. für die Verbrauchsfolge-Verfahren zu. 

• Bei der so genannten Einlagerungsinventur mit automatisch gesteuerten Lagersystemen (z. B. nicht 
begehbare Hochregallager) erfolgt die Bestandsaufnahme laufend mit der Einlagerung der Ware. 
Soweit Teile des Lagers während des Geschäftsjahres nicht bewegt worden sind, bestehen 
Bedenken gegen diese Handhabung. 

• Das Stichproben-Inventurverfahren erlaubt eine Inventur mit Hilfe anerkannter mathematisch-
statistischer Methoden auf Grund von Stichproben. Die Stichprobeninventur muss den Aussagewert 
einer konventionellen Inventur haben. Das ist der Fall, wenn die statistischen Aussagen einen 
Sicherheitsgrad von 95 % erreichen und relative Stichprobenfehler 1 % des gesamten Buchwerts 
nicht überschreitet. Hochwertige Güter und Gegenstände, die einem unkontrollierten Schwund 
unterliegen, sind nicht in dieses Verfahren einzubeziehen. 

• Das Festwertverfahren kann auf Sachanlagen und Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe angewendet 
werden. Voraussetzung ist, dass die Gegenstände im Gesamtwert für das Unternehmen von 
nachrangiger Bedeutung sind, der Bestand in Größe, Zusammensetzung und Wert nur geringen 
Veränderungen unterliegt und die Gegenstände regelmäßig ersetzt werden. Eine körperliche Inventur 
ist bei diesen Gegenständen in der Regel alle drei Jahre oder bei wesentlichen Mengenänderungen 
sowie bei Änderung in der Zusammensetzung vorzunehmen. In Ausnahmefällen kann eine Inventur 
nach fünf Jahren ausreichen. 

• Wird das Verfahren der permanenten Inventur angewendet, dann ist darauf zu achten, dass bis zum 
Bilanzstichtag alle Vorräte einmal aufgenommen worden sind. Darüber ist ein Nachweis zu führen. 

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirtschaftsgüter lückenlos und vollständig zu erfassen. Die 
Aufzeichnungen sind so zu führen, dass eine spätere Nachprüfung möglich ist. Es ist zweckmäßig, die 
Bestandsaufnahmelisten so zu gliedern, dass sie den räumlich getrennt gelagerten Vorräten 
entsprechen. Der Lagerort der aufgenommenen Wirtschaftsgüter ist zu vermerken. Die 
Bestandsaufnahmelisten sind von den aufnehmenden Personen abzuzeichnen. Es kann organisatorisch 
notwendig sein, die Bestandsaufnahmen durch ansagende Personen und aufschreibende Mitarbeiter 
vorzunehmen. Inventuranweisungen, Aufnahmepläne, Originalaufzeichnungen und die spätere 
Reinschrift der Bestandsaufnahmelisten sind aufzubewahren. 
Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswaren oder berechnete, vom Kunden noch nicht abgeholte Waren 
oder Fabrikate sind zur Vermeidung von Inventurfehlern getrennt zu lagern. Fremdvorräte müssen nur 
dann erfasst werden, wenn der Eigentümer einen Nachweis verlangen wird. 
Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. Das schließt minderwertige und mit Mängeln behaftete Vorräte 
ebenso mit ein wie rollende oder schwimmende Waren. Bei unfertigen Erzeugnissen muss der 
Fertigungsgrad angegeben werden. Das ist zur späteren Ermittlung der Herstellungskosten notwendig. 
Dabei ist auch an verlängerte Werkbänke (Fremdbearbeiter) und die Werkstattinventur zu denken. 
Alle Forderungen und Verbindlichkeiten des Unternehmens sind durch Bestandsaufnahme zu erfassen. 
Das gilt auch für Besitz- und Schuldwechsel. Es sind entsprechende Saldenlisten zu erstellen. Bargeld in 
Haupt- und Nebenkassen ist durch Kassensturz zu ermitteln. 
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Steuerabzug bei Bauleistungen: Folgebescheinigung beantragen 
Am 1.1.200230 ist im Einkommensteuerrecht ein Steuerabzug für das Baugewerbe eingeführt worden.31 
Der Auftraggeber (Leistungsempfänger) einer Bauleistung ist damit verpflichtet, von der Gegenleistung 
15 % einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen. Demzufolge darf der Empfänger der Bauleistung 
nur den um den Steuerabzug geminderten Preis an den Bauunternehmer auszahlen. Die 
Abzugsverpflichtung tritt ein, wenn der Empfänger der Bauleistung ein Unternehmer i. S. d. 
Umsatzsteuerrechts (auch wenn er nur umsatzsteuerfreie Vermietungsumsätze tätigt) oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts (z. B. eine Gemeinde) ist.32

Der Empfänger der Bauleistung (Leistungsempfänger) muss den Steuerabzug nicht vornehmen,33 wenn 
• der Bauunternehmer eine gültige, durch das Finanzamt ausgestellte Freistellungsbescheinigung 

vorlegen kann34 oder 
• die an den Bauunternehmer zu zahlende Gegenleistung im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich 

5.000 € nicht übersteigt.35 Bei Leistungsempfängern, die ausschließlich umsatzsteuerfreie 
Vermietungsumsätze erbringen (Vermieter), erhöht sich diese Bagatellgrenze auf 15.000 €.36 Zur 
Ermittlung der Bagatellgrenzen sind alle im Kalenderjahr an den Leistungsempfänger erbrachten und 
voraussichtlich zu erbringenden Bauleistungen zusammenzurechnen.37 

Nach einem Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen38 sind auf unbeschränkte Zeit erteilte 
Freistellungsbescheinigungen nur für drei Jahre gültig. Eine Folgebescheinigung ist auszustellen, wenn 
der Antrag sechs Monate vor Ablauf der Geltungsdauer gestellt wird. 
Hinweis: Betroffene Bauunternehmer und Handwerker sollten ihre Bescheinigungen prüfen und ggf. 
noch in diesem Jahr einen neuen Antrag stellen. 
 
 

Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2008 bei verbilligter 
Vermietung 

Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt die 
Grenze 56 % der ortsüblichen Marktmiete.39 Deshalb muss Folgendes beachtet werden:40

• Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 75 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 
Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 

• Liegt die vereinbarte Miete zwischen 56 und 75 % der ortsüblichen Marktmiete, ist zunächst die 
Einkünfteerzielungsabsicht zu prüfen. Fällt die Überschussprognose positiv aus, sind die 
Werbungskosten voll abzugsfähig. Ergibt sich aber eine negative Überschussprognose, so ist der 
Werbungskostenabzug nur in dem Umfang möglich, wie die Miete im Verhältnis zur ortsüblichen 
Marktmiete steht. 

• Liegt der Mietzins unterhalb von 56 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 
entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. Der Mietvertrag 

                                                 
30 § 52 Abs. 56 EStG. 
31 Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe, LEXinform 0115436. 
32 § 48 Abs. 1 EStG. 
33 Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe, LEXinform 0115436. 
34 § 48 Abs. 2 Satz 1 EStG. 
35 § 48 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG. 
36 § 48 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
37 § 48 Abs. 2 Satz 2 EStG. 
38 Tz 34 BMF, Schr. v. 27.12.2002, IV A 5 - S 2272 - 1/20, BStBl 2002 I, S. 1399, LEXinform 0577087. 
39 § 21 Abs. 2 EStG, BGBl 2003, S. 3082, LEXinform 0170532. 
40 BFH, Urt. v. 5.11.2002, IX R 48/01, DStR 2003, S. 73, DB 2003, S. 124, LEXinform 0814044. 
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muss bei der Vermietung an Angehörige aber auf jeden Fall einem Fremdvergleich (Vermietung an 
fremde Dritte) standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird.41 

Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den 
üblichen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu zahlenden 
Nebenkosten.42 Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2008 ggf. angepasst 
werden.43 Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. 
 
 
 

Kein Vorsteuerabzug aus Rechnungen ohne Angabe des 
Lieferdatums 

Nach Auffassung des Sächsischen Finanzgerichts44 ist ein Vorsteuerabzug nur möglich, wenn in der 
Rechnung zumindest der Monat der Lieferung angegeben ist. Wird in der Rechnung auf einen 
Lieferschein oder ein anderes Dokument verwiesen, reicht es aus, wenn sich aus diesem das 
Lieferdatum ergibt. 
Das Urteil, gegen das Revision zum Bundesfinanzhof eingelegt worden ist, bestätigt die strengen 
Anforderungen, die von der Finanzverwaltung an den Vorsteuerabzug gestellt werden. 
 
 

Automatisierter Abruf so genannter Kontostammdaten mit dem 
Grundgesetz vereinbar 

Eine inländische Bank, ein Rechtsanwalt und Notar, eine Bezieherin von Wohngeld sowie ein 
Empfänger von Sozialhilfe hatten gegen den Abruf ihrer Kontostammdaten Verfassungsbeschwerde 
eingelegt. Erfolgreich waren allein die Verfassungsbeschwerden der beiden Sozialleistungsempfänger, 
weil die Erhebung von Kontostammdaten in sozialrechtlichen Angelegenheiten45 zu unbestimmt ist.46 Im 
Übrigen hält das Bundesverfassungsgericht die im Gesetzgebungsverfahren äußerst umstrittenen 
Regelungen für zulässig. Der Gesetzgeber muss bis zum 31. Mai 2008 eine verfassungsgemäße 
Neuregelung schaffen. Bis dahin dürfen Abrufersuchen nur eingeschränkt, z. B. für die Überprüfung der 
Sozialhilfe, der Sozialversicherung, des Wohn- und Elterngeldes, erfolgen. 
Der so genannte Kontenabruf ermächtigt Strafverfolgungsbehörden, Finanzbehörden und 
Sozialbehörden zur automatisierten Abfrage bestimmter Daten, die von Banken vorgehalten werden 
müssen. Dabei handelt es sich um die Kontostammdaten der Bankkunden und sonstigen 
Verfügungsberechtigten, wie Name, Geburtsdatum, Kontonummern und Depots.47 Kontenstände und 
-bewegungen können auf diese Weise nicht abgefragt werden. 
Der Kontenabruf berührt das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, denn die abgerufenen 
Informationen ermöglichen einen Einblick in die Vermögensverhältnisse des Betroffenen und lassen 
unter Umständen weitere Rückschlüsse auf sein Verhalten zu. 
Der Kontenabruf zur Überprüfung von Sozialleistungen ist möglich, wenn die Sozialbehörde ein Gesetz 
anwendet, das an Begriffe des Einkommensteuergesetzes anknüpft. Das legt weder den Kreis der 
abfragenden Behörden noch die Aufgaben, denen die Abfragen dienen sollen, hinreichend bestimmt 
fest. Damit ist der Kontenabruf für eine unübersehbare Vielzahl von Gesetzeszwecken möglich, obwohl 
keine besonderen Regelungsschwierigkeiten bestehen. Sollen insbesondere der Missbrauch von 
Sozialleistungen und die Nichtabführung von Sozialabgaben bekämpft werden, lässt sich dies nach 

                                                 
41 BFH, Urt. v. 22.7.2003, IX R 59/02, BStBl 2003 II, S. 806, LEXinform 0816010. 
42 BFH, Urt. v. 17.2.1998, IX R 30/96, BStBl 1998 II, S. 349, LEXinform 0145888; vgl. aber auch FG Baden-Württemberg, 

Urt. v. 21.1.2000, 12 K 120/98, (rkr.), EFG 2000, S. 627, LEXinform 0553380. 
43 BMF, Schr. v. 29.7.2003, IV C 3 - S 2253 - 73/03, BStBl 2003 I, S. 405, LEXinform 0577664. 
44 Sächsisches FG, Urt. v. 12.4.2007, 2 K 784/06, (Revision eingelegt, Az. BFH: V R 41/07), LEXinform 5005189. 
45 § 93 Abs. 8 AO. 
46 BVerfG, Beschl. v. 13.6.2007, 1 BvR 1550/03, ZIP 2007, S. 1356, PStR 2007, S. 171, LEXinform 1545577. 
47 § 24c Abs. 3 S. 1 Nr. 2 KWG, § 93 Abs. 7 und 8 AO. 
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Anlass und Gegenstand typisieren, indem beispielsweise die Gesetze, zu deren Vollzug ein Kontenabruf 
zulässig sein soll, abschließend aufgezählt werden. 
Die Vorschriften für den Kontenabruf durch Strafverfolgungs- und Finanzbehörden hingegen genügen 
dem Bestimmtheitsgebot. Sie benennen die zur Informationserhebung berechtigte Behörde sowie die 
tatbestandlichen Voraussetzungen des Kontenabrufs hinreichend präzise. Zudem wird deutlich, welche 
Informationen erhoben werden dürfen. 
Sämtliche Vorschriften zum Kontenabruf, auch die unbestimmten, sind nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts verhältnismäßig. Die Vorschriften dienen Gemeinwohlbelangen (wirksame 
Strafverfolgung und Rechtshilfe in Strafsachen, steuerliche Belastungsgleichheit, Sicherung der 
Erhebung von Sozialabgaben, Bekämpfung des Missbrauchs von Sozialleistungen) von erheblicher 
Bedeutung. 
Dem Kontenabruf steht nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts auch ein wirkungsvoller 
Rechtsschutz gegenüber. Für Betroffene gibt es ein Auskunftsrecht, von dem spätestens Gebrauch 
gemacht werden kann, wenn die jeweilige Behörde das Ergebnis des Kontenabrufs mit nachteiligen 
Folgen verwertet hat. Eine Pflicht der jeweils handelnden Behörde zur Benachrichtigung des Betroffenen 
nach jedem Kontenabruf musste der Gesetzgeber nicht regeln. 
 

Überlassung einer Jahresnetzkarte führt zu sofortigem Zufluss 
von Arbeitslohn 

Die Deutsche Bahn AG hatte einem ehemaligen Führungsmitglied eine Jahresnetzkarte überlassen und 
den Wert des Nutzungsvorteils als Arbeitslohn versteuert. Im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
beantragte der Ruheständler, die Besteuerung nach der tatsächlichen Nutzung vorzunehmen. 
Der Bundesfinanzhof48 lehnte dies ab. Mit der Überlassung der Netzkarte habe der Ruheständler ein 
Wertpapier erhalten, das ihm das uneingeschränkte Nutzungsrecht hinsichtlich der Verbindungen der 
Deutschen Bahn AG verschafft hatte. Deshalb war der geldwerte Vorteil in voller Höhe im Zuflussjahr zu 
versteuern. 
 
  
 
 
 
 
 

                                                 
48 BFH, Urt. v. 12.4.2007, VI R 89/04, DStR 2007, S. 1204, DB 2007, S. 1619, LEXinform 0586337. 


